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Die Abgeordneten zum Nationalrat STEINBAUER und Genossen 
haben am 29. November 1976 unter derNr. 81 1 /J an mich 
eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend 
Änderung der Presseförderung gerichtEt v -w"€lche folgenden 
Wortlaut hat: 

"1. Trifft es zu, da1 der Obmann der Joumalistengewerk
schaft, DDr. Nenning, Ihnen die in der "Kleinen 
Zeitung" dargestellten Vorschläge unterbreitet hat 

. und daß Sie diese Vorschli"ige g1.1 thei''3en? 

2. Trifft es zu, daß es zu weiteren Gesprächen auf 
Expertenebene in dieser Angelegenheit kommen soll? 

3. Planen Sie, die Peresseförderung an gewisse Bedingungen 
zu knüpfen?" 

Ich beehre mich, diese ,Anfrage wie folgt zu 'beantworten. 

Zu .Frage 1 : 

Der Bericht der "ICleine..YJ. Zei tung" vom 24. Nove'Tlber 1976 
bezieht sich offenkundig auf ein Gespräch zwischen einer 

mehrköpfigen Abordnung der Sektion Journalisten in der 
Gewerkschaft Kunst, Medien, freie Berufe und mir, welches 
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am 12. November 1976 stattgefunden hato Der Abordnung 
der Journalistengewerkschaft gehörte auch Herr DDr.Nenning 
an. Es wurden verschiedene Gedanken zur PressefC5rderung 
zur Diskussion gestellt, die teilweise von Hex-m DDroNenning, 
teilweise von anderen GesprächsteilnerJ11.ern geäu"3ert 

wurden. 
Ich habe die Vertreter der Joumalistenge'Werkschaft 
ersucht v ihre Vorstellungen in konkrete Vorschläge zu 
fasser.. und die Behandlung di eser V()rschl~ge zum gegebenen 
Zeitpunkt in Aussicht gestellt. 

Zu· Frage 2.,":. 

Eine Beantwortung kann im Hinblick auf die Ausführungen 
zur Frage 1 entfalleno' 

Zu Frage 3 ..:.. 

Hir ist derzeit nicht bekannt, ob es s=itens der Joumalisten
gewerkschaft abermals ein Ersuchen um Gespräche über 

diese Angelegenhei t geben vii rd. Die Pres"eförderung 

ist durch Bundesgesetz vom 90 Juli 1972 9 BGBL Nr. 272/1972 p 

geregelt und es sind mir keine Umstände bekannt p die 
Änderungsvorschläge meinerseits 
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